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Reform des Telekommunikationsgesetzes: Ausbau des Glasfa-
sernetzes steht auf dem Spiel!  
 
 
Berlin, 10. November 2020. „Der Ausbau des Breitband- und Glasfasernetzes 
und die günstigen TV-Preise für Mieterinnen und Mieter dürfen nicht aufs Spiel 
gesetzt werden. Deshalb ist es wichtig, dass die TV-Anschlusskosten vom Ver-
mieter auch weiterhin über die Nebenkosten abgerechnet werden dürfen. Da-
für muss die Bundesregierung bei der geplanten Reform des Telekommunikati-
onsgesetzes (TKG) Sorge tragen“, forderte BFW-Präsident Andreas Ibel heute 
in Berlin. Der BFW hat den Gesetzentwurf zur TKG-Novelle zur Stellungnahme 
binnen einer zweiwöchigen Frist erhalten. Zahlreiche Punkte im Entwurf sind 
zwischen den Bundesministerien noch umstritten und ungeklärt. 
 
Im Gesetz-Entwurf wird unter anderem die Umlagefähigkeit der TV-Anschluss-
kosten auf die Mieter zur Disposition gestellt. „Die derzeitige Regelung ermög-
licht eine Bündelung der Nachfrage und somit eine hochwertige Breitbandver-
sorgung zu günstigen Preisen für die Mieter. Für Mieter, Vermieter sowie die 
Netzbetreiber ist dies eine Win-Win-Win-Situation“, sagte der BFW-Präsident. 
Wenn alle Mieter nach dem Wegfall der Umlagefähigkeit einen Einzelvertrag ab-
schließen müssten, würde sich das Kabelfernsehen für die einzelnen Mieter er-
heblich verteuern. 
 
„Gerade mittelständische Unternehmen können oft nur dann das Wohngebäude 
mit Breitband- und Glasfasernetzen ausbauen, wenn Netzbetreiber die Investiti-
onskosten übernehmen. Langfristige Verträge schaffen die erforderliche Pla-
nungssicherheit für Investitionen in den Ausbau der Infrastruktur. Die geplanten 
gesetzlichen Eingriffe drohen den bundesweiten Breitbandkabel- und Glasfaser-
ausbau zu bremsen statt ihn zu beschleunigen“, resümierte der BFW-Präsident. 
 

 
Dem BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen als Interessenvertreter 
der mittelständischen Immobilienwirtschaft gehören derzeit rund 1.600 Mitgliedsunternehmen 
an. Als Spitzenverband wird der BFW von Landesparlamenten und Bundestag bei branchenrele-
vanten Gesetzgebungsverfahren angehört. Die Mitgliedsunternehmen stehen für 50 Prozent des 
Wohnungs- und 30 Prozent des Gewerbeneubaus. Sie prägen damit entscheidend die derzeitigen 
und die zukünftigen Lebens- und Arbeitsbedingungen in Deutschland. Mit einem Wohnungsbe-
stand von 3,1 Millionen Wohnungen verwalten sie einen Anteil von mehr als 14 Prozent des ge-
samten vermieteten Wohnungsbestandes in der Bundesrepublik. Zudem verwalten die Mitglieds-
unternehmen Gewerberäume von ca. 38 Millionen Quadratmetern Nutzfläche.  
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